
Beilagen zu den Wortprotokollen des Burgenländischen Landtages der  
XXI. Gesetzgebungsperiode 
 

Ausschussbericht         Beilage 466 
 
 

Bericht 
 
 
des Rechtsausschusses und des Ausschusses für europäische Integration und 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit betreffend den Beschlussantrag  
(Beilage 424), mit dem die Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern 
gemäß Art. 15a B-VG über das Verwaltungs- und Kontrollsystem in Österreich für  
die Durchführung der operationellen Programme im Rahmen des Ziels "Investitionen 
im Wachstum und Beschäftigung" und des Ziels "Europäische Territoriale 
Zusammenarbeit" für die Periode 2014-2020 zur Kenntnis genommen wird  
(Zahl 21 - 296) (Beilage 466). 
 
Der Rechtsausschuss und der Ausschuss für europäische Integration und 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit haben den Beschlussantrag, mit dem die 
Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über das 
Verwaltungs- und Kontrollsystem in Österreich für die Durchführung der 
operationellen Programme im Rahmen des Ziels "Investitionen im Wachstum und 
Beschäftigung" und des Ziels "Europäische Territoriale Zusammenarbeit" für die 
Periode 2014-2020 zur Kenntnis genommen wird, in ihrer 01. gemeinsamen Sitzung 
am Mittwoch, dem 22. Juni 2016, beraten. 
 
Landtagsabgeordnete Doris Prohaska wurde zur Berichterstatterin gewählt. 
 
Nach ihrem Bericht stellte Landtagsabgeordnete Doris Prohaska den Antrag, dem 
Landtag zu empfehlen, dem gegenständlichen Beschlussantrag die 
verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 
 
Bei der anschließenden Abstimmung wurde der Antrag der Berichterstatterin ohne 
Wortmeldung einstimmig angenommen. 
 
Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle folgenden Beschluss fassen: 
Die Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Artikel 15a B-VG  
über das Verwaltungs- und Kontrollsystem in Österreich für die Durchführung der 
operationellen Programme im Rahmen des Ziels „Investitionen in Wachstum und 
Beschäftigung" und des Ziels „Europäische Territoriale Zusammenarbeit" für die  
Periode 2014-2020 wird gemäß Art. 81 Abs. 3 L-VG zur Kenntnis genommen. 
 
 

Eisenstadt, am 22. Juni 2016 
 
 

Die Berichterstatterin:   Der Obmann des Rechtsausschusses 
      als Vorsitzender der gemeinsamen Sitzung: 
Doris Prohaska eh.    Dr. Rezar eh. 
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